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merskirchen, Dr. Becker (Mönchengladbach), Dr. Luda, 
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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung langfristig der 
deutschen Aluminiumindustrie bei? 


Die deutsche Aluminiumindustrie ist durch ein verhältnismäßig 
rasches Wachstum gekennzeichnet. Im Rahmen des Wachstums 
der Gesamtwirtschaft von 1962 bis 1971 stand sie an fünfter 
Stelle, innerhalb der Metallindustrie sogar an erster Stelle. Der 
Aluminiumverbrauch wächst weltweit schneller als der Ver- 
brauch jedes anderen großen Metalls; dies gilt auch für die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Infolge der internationalen Überproduktion und einer konjunk- 
turell bedingten weltweiten Stagnation der Nachfrage und des 
daraus resultierenden Preisrückgangs ist die Situation der deut- 
schen Aluminiumindustrie gegenwärtig angespannt. Der Wett- 
bewerbsvorteil der von der Natur begünstigten Aluminium- 
Erzeugerländer wirkt sich jetzt stärker als bisher aus. Einen 
gewissen Wettbewerbsausgleich haben allerdings die neuen 
deutschen Aluminiumhütten durch die Inanspruchnahme von 
Vergünstigungen aus dem Kohleanpassungsgesetz und den 
regionalen Förderungsgesetzen erhalten. 
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Die Leichtmetallindustrie der Bundesrepublik Deutschland wird 
- wie jeder andere Zweig der Volkswirtschaft - weitgehend 
von den konjunkturellen und strukturellen Entwicklungen be- 
einflußt. Die gegenwärtigen Schwierigkeiten der deutschen 
Aluminiumindustrie, deren Ursachen in dem starken Kapazi- 
tätsausbau, dem konjunkturell bedingten Absatzrückgang und 
in der Änderung der Währungsrelationen liegen, dürften je- 
doch längerfristig infolge des weiterhin stark steigenden Ver- 
brauchs überwunden werden. 

Die wichtigste Abnehmergruppe der Aluminiumhütten, die 
Aluminiumhalbzeugwerke, haben 1971 mengenmäßig um 14,5% 
mehr Bestellungen als 1970 buchen können. Fast doppelt so 
stark, nämlich 28%, war die Wachstumsrate der Auftragsein- 
gänge im IV. Quartal 1971. Bei der starken Verflechtung zwi- 
schen Hütten und Halbzeugwerken müßten von der Zweitver- 
arbeitung positive Impulse auf die Primärerzeugung ausgehen. 


2. Was kann nach Ansicht der Bundesregierung geschehen, damit 
nicht Aluminium aus Drittländern zu Dumpingpreisen auf den 
Markt kommt? 

Für die Abwehr von Einfuhren zu Dumping-Preisen gibt es 
feste internationale Regeln. Nach Artikel VI GATT dürfen die 
G ATT-Mitgliedsländer gegeneinander Antidumping- Ausgleichs- 
zölle anwenden. Die Anwendung solcher Zölle muß damit be- 
gründet werden, daß 

— die betreffenden Einfuhren Gegenstand eines Dumpings sind 
und 

— diese Einfuhren eine bedeutende Schädigung des betroffenen 
Wirtschaftszweiges verursachen oder zu verursachen drohen. 

Die Schwierigkeit für die Anwendung von Antidumping-Zöllen 
liegt darin, daß das Dumping nur in seltenen Fällen beweisbar 
ist. Der Dumpingbeweis ist dann erbracht, wenn der Ausfuhr- 
preis der Ware niedriger ist als der vergleichbare Preis einer 
gleichartigen Ware, die zum Inlandsverbrauch bestimmt ist. 
Gestehungskosten spielen nur dann eine Rolle, wenn keine 
Verkäufe im normalen Inlandsverkehr des Ausfuhrlandes statt- 
finden. 

Antidumping- Verfahren werden seit dem 1. Januar 1970 von 
den Dienststellen der EG-Kommission bearbeitet. Bisher waren 
auf dem Aluminiumsektor zwei Anträge auf Erhebung von 
Antidumping-Zöllen anhängig, von denen einer wegen einer 
freiwilligen Ausfuhrbeschränkung des Erzeugers zurückgenom- 
men wurde und der andere wegen laufender Verhandlungen 
noch schwebt. Die Bundesregierung wird sich in Fällen eines 
nachgewiesenen Dumpings für die Anwendung von Antidum- 
pingzöllen einsetzen. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, den Antrag der Aluminium- 
industrie auf Überwachung der Aluminiumimporte nach § 1025 
EWG- Verordnung zu unterstützen? 


Ja. 


4. Welche Maßnahmen auf nationaler Basis gedenkt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um einen Beschäftigungseinbruch in der 
Aluminiumindustrie zu verhindern? 

Die Bundesregierung rechnet nicht mit einem Beschäftigungs- 
einbruch in der Aluminiumindustrie. Durch Rationalisierungs- 
maßnahmen kann es allerdings in einzelnen Fällen zu einer 
Verringerung von Arbeitsplätzen kommen, besonders wenn 
Stillegungen älterer Betriebseinheiten, z. B. zugunsten neu 
errichteter Hütten, vorgesehen werden. Soweit diese Probleme 
nicht durch innerbetriebliche Versetzungen entschärft werden 
können, verfügt die Bundesanstalt für Arbeit über Möglich- 
keiten, zur Lösung der sich für betroffene Arbeitnehmer erge- 
benden Probleme beizutragen. Neben der erfolgversprechenden 
Vermittlung neuer Arbeitsplätze könnten Hilfsmaßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit (Umschulung, Fortbildung, Einarbei- 
tungszuschüsse, Umzugskosten, Trennungsbeihilfen usw.) ein- 
geleitet werden. 


In Vertretung 

Dr. Rohwedder 
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